
Bekanntmachung für das Amtsblatt

Bebauungsplan "Kita Ummern - Erweiterung" Gemeinde Ummern, Landkreis Gif-

hörn für das in der Anlage dargestellte Gebiet

Der Rat der Gemeinde Ummern hat am 14.09.2023 den Bebauungsplan "Kita Ummern -

Erweiterung" gemäß § 10 Abs. l des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3. Nov. 2017 (BGBI. I S. 3634) als Satzung beschlossen.

Gemäß § 10 Abs, 3 des Baugesetzbuches wird der Bebauungsplan bekannt gemacht.

Die Planunterlagen mit Begründung und zusammenfassender Erklärung liegen während
der Sprechstunden im Gemeindebüro, Dorfstraße 21, 29369 Ummern, sowie zusätzlich
im Rathaus der Samtgemeinde Wesendorf, Zimmer-Nr. 1.04, Alte Heerstraße 20, 29392

Wesendorf, zur Einsicht aus.

Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus an-

liegender Ubersichtskarte,

Für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften nach dem Baugesetzbuch wird
auf Folgendes hingewiesen:

Gem. § 215 Abs. l BauGB werden unbeachtlich

l, eine nach § 214 Abs.l Satz l Nr, l bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichne-
ten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs, 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und

3, nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans „Kita
Ummem - Erweiterung" schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Ver-

letzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz l gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind.

Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn auf Grund des In-
Kraft-Tretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichne-
ten Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- und Leitungs-

rechten; Bindung für Bepflanzungen; Änderung oder Aufhebung einer zulässigen Nut-
zung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Ent-
schädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 4
BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die
genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend gemacht wird.

Der Bebauungsplan „Kita Ummern - Erweiterung" tritt mit dieser Bekanntmachung in

Kraft.

Ummern, den 18.09.2023
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